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Weisung zur Gemeindeversammlung

Mittwoch, 25. November 2026

um 19.00 Uhr

in der Mehrzweckhalle Zentrum

Traditionsgemäss wird im Anschluss an die letzte

Gemeindeversammlung des Jahres ein Apéro offeriert.
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Allgemeine Informationen

Herausgeber: Gemeinderat Urdorf 
Bilder: Verwaltung und Betriebe, zvg
Auflage: 250 Exemplare; Druck: druckmanufaktur.com ag, Urdorf

Grundsatz

Die Gemeindeversammlung ist das oberste Organ der Gemeinde. 
Sie besteht aus der Gesamtheit der stimmberechtigten Schweizer 
Bürgerinnen und Bürger, die in Urdorf Wohnsitz haben. 

"Wer stimmt, bestimmt!"

Die Demokratie in unserem Dorf lebt von der Gemeindeversamm-
lung. Sie besteht aus der Gesamtheit der Urdorfer Stimmberech-
tigten und ist geprägt von der Teilnahme engagierter Einwohnerinnen 
und Einwohner.

Durchführungsort

Die Gemeindeversammlungen werden in der 
Mehrzweckhalle Zentrum, an der Birmensdorfer-
strasse 77, durchgeführt.

Aktenauflage

Die Akten liegen ab Dienstag, 10. November 2026, 
bei der Gemeindeverwaltung, Gemeindehaus A,  
Präsidialabteilung, Büro OG 14, zur Einsicht auf.

Schalteröffnungszeiten Verwaltung:

Mo. – Mi.	08.30 – 12.00 Uhr / 13.30 – 16.00 Uhr
Do. 	 08.30 – 12.00 Uhr / 13.30 – 18.30 Uhr
Fr. 	 07.30 – 14.00 Uhr
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Kontaktadresse / Weitere Informationen

Die Präsidialabteilung der Gemeindeverwaltung steht Ihnen bei Fragen rund um die Gemeindeversammlung  
gerne zur Verfügung (Tel. 044 736 51 30 oder praesidial@urdorf.ch).

Auf der Webseite der Gemeinde Urdorf (www.urdorf.ch) können Sie die aktuelle wie auch vergangene  
Weisungen der Gemeindeversammlungen unter der Rubrik "Behörden" unter "Gemeindeversammlung" 
herunterladen.

Wünschen Sie die Weisung jeweils zugestellt? Sie können die Weisung auf www.urdorf.ch unter der Rubrik 
"Services" im "Newsletter-Service" als Newsletter-Abonnement digital abonnieren oder unter "Online-Schalter" 
per Post anfordern.

Wir bitten Sie, Ihre persönliche Weisung an die Gemeindeversammlung mitzubringen. Vor Ort werden  
nur wenige Exemplare aufgelegt.
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Traktandenliste

Mit Beschluss vom 3. August 2026 wurden für die Gemeindeversammlung vom Mittwoch,
25. November 2026, folgende Traktanden festgelegt:

		  Referent/in	 Seite
	
	1	 Budget 2027	 Finanz- und Sicherheits-		  4 
			   vorstand		
			  Michael Gassmann		

	2	 Privater Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» 	 Planungs-, Bau- und 		  43 
			   Umweltvorstand		
			  Christian Brandenberger		

	3	 Einzelinitiative «Verbot von lärmendem Feuerwerk»	 Finanz- und Sicherheits- 		  50
			  vorstand		   
			  Michael Gassmann
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1. 	 Politische Gemeinde: Budget 2027  
Die Vorlage in Kürze

Im Budget 2027 wird bei einem Aufwand von 
Fr. 94'554'400 und einem Ertrag von Fr. 94'268'000 
mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 286'400 ge-
rechnet. Dieser wird dem Eigenkapital belastet. 
Im Budget 2026 wurde ein Aufwandüberschuss 
von Fr.  1'205'800 ausgewiesen. Das Ergebnis 
verbessert sich im Vergleich zum Vorjahresbud-
get im Wesentlichen aufgrund der Gemeinde-
steuern (Fr. + 0,8 Mio.) und dem Finanzausgleich 
(Fr. + 2,7 Mio.), welcher durch das höher geschätz-
te kantonale Mittel steigt. Negativ beeinflusst wird 
das Ergebnis durch höhere Aufwendungen in der 
Bildung (Fr. + 1 Mio.) aufgrund steigender Kosten 
in der Sonderschulung und in der Gesundheit 
(Fr.  + 1 Mio.) aufgrund steigender Kosten in der 
Pflegefinanzierung und der ambulanten Kranken-
pflege sowie den tiefer erwarteten Grundstückge-
winnsteuern (Fr. - 0,5 Mio.).

Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen sowie der vorläufigen Zahlen 
der laufenden Periode wird bei gleichbleibendem 
Steuerfuss von 115 % mit einem höheren ein-
fachen Steuerertrag (100 %) für die Steuerperio-
de 2027 von Fr. 31,8 Mio. gerechnet (Budget 2026 
Fr. 31,5 Mio.).

Im Verwaltungsvermögen sind Nettoinvestitionen 
in der Höhe von Fr. 17'616'000 geplant. Gesamt-
haft resultieren ordentliche Abschreibungen in der 
Höhe von Fr. 4'059'000. Das Nettovermögen des 
Finanzhaushaltes wird um rund Fr.  15  Mio. ab-
nehmen. Im Finanzvermögen sind keine Verände-
rungen geplant.

Der Bilanzüberschuss von Fr.  77'061'741 per 
31. Dezember 2025 wird sich unter Berücksichti-
gung der Budgets 2026 und 2027 per 31. Dezem-
ber 2027 auf Fr. 75'569'541 verringern.
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Die Zahlen im Überblick	 Budget 2027	 Budget 2026	 Differenz

Ordentlicher Aufwand	 -94’554’400	 -91’956’700	 -2’597’700
Ordentlicher Ertrag	 94’268’000	 90’750’900	 3’517’100
Ordentliches Ergebnis	 -286’400	 -1’205’800	 919’400

Ausserordentlicher Aufwand	 0	 0	 0
Ausserordentlicher Ertrag	 0	 0	 0
Ergebnis Erfolgsrechnung	 -286’400	 -1’205’800	 919’400
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1	 Politische Gemeinde: Budget 2027  
Die Vorlage im Detail 

Entwicklung Rechnungsergebnis

Entwicklung Selbstfinanzierung in %

R = Jahresrechnung	 Bemerkung: 
B = Budget	 Die Budgetzahlen 2026 sind aus der Finanzplanung und beinhalten schon das  
P = Finanzplanung 	 definitive Resultat der Jahresrechnung 2025 und die projizierten Zahlen der  
	 Jahresrechnung 2026.
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R = Jahresrechnung	 Bemerkung: 
B = Budget	 Die Budgetzahlen 2026 sind aus der Finanzplanung und beinhalten schon das  
P = Finanzplanung 	 definitive Resultat der Jahresrechnung 2025 und die projizierten Zahlen der 
	 Jahresrechnung 2026.

Entwicklung Bilanzüberschuss

Entwicklung Nettovermögen/-schuld
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Antrag des Gemeinderates

1. 	Antrag zum Budget 

	 Der Gemeinderat hat das Budget 2027 der Politischen Gemeinde Urdorf genehmigt. Das Budget weist  
	 folgende Eckdaten aus:

	 Erfolgsrechnung 	 Gesamtaufwand	 Fr. 	  94’554’400.00 
		  Ertrag ohne ordentliche Steuern Rechnungsjahr	 Fr. 	  57’698’000.00 
		  Zu deckender Aufwandüberschuss 	 Fr. 	  36’856’400.00 

	 Investitionsrechnung  
	 Verwaltungsvermögen 	 Ausgaben Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	  18’915’000.00 
		  Einnahmen Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	 1’299’000.00 
		  Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	  17’616’000.00 

	 Investitionsrechnung  
	 Finanzvermögen 	 Ausgaben Finanzvermögen 	 Fr.	 -
		  Einnahmen Finanzvermögen 	 Fr.	 -
		  Nettoinvestitionen Finanzvermögen 	 Fr.	 -	

	 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2027 der Politischen Gemeinde  
	 Urdorf zu genehmigen. 

2. 	Antrag zum Steuerfuss

	 Einfacher Gemeindesteuerertrag (100 %)	 Fr.	 31’800’000.00 
	 Steuerfuss			   115 %

	 Erfolgsrechnung	 Zu deckender Aufwandüberschuss	 Fr. 	 36’856’400.00
		  Steuerertrag bei 115 %	 Fr. 	 36’570’000.00 
		  Aufwandüberschuss	 Fr. 	 286’400.00 

	 Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss belastet.

	 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss für das Jahr 2027 auf  
	 115 % (Vorjahr 115 %) des einfachen Gemeindesteuerertrags festzusetzen.

Urdorf, 15. September 2026

Gemeinderat Urdorf

Gemeindepräsidentin	 Gemeindeschreiber

Filiz Di Liberto	 Patrick Müller
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Antrag der Rechnungsprüfungskommission

1. 	Antrag zum Budget 

	 Die Rechnungsprüfungskommission hat das Budget 2027 der Politischen Gemeinde Urdorf in der  
	 vom Gemeinderat am 15. September 2026 beschlossenen Fassung geprüft. Das Budget weist  
	 folgende Eckdaten aus:

	 Erfolgsrechnung 	 Gesamtaufwand	 Fr. 	  94’554’400.00 
		  Ertrag ohne ordentliche Steuern Rechnungsjahr	 Fr. 	  57’698’000.00 
		  Zu deckender Aufwandüberschuss 	 Fr. 	  36’856’400.00 

	 Investitionsrechnung  
	 Verwaltungsvermögen 	 Ausgaben Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	  18’915’000.00 
		  Einnahmen Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	 1’299’000.00 
		  Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 	 Fr. 	  17’616’000.00 

	 Investitionsrechnung  
	 Finanzvermögen 	 Ausgaben Finanzvermögen 	 Fr.	 -
		  Einnahmen Finanzvermögen 	 Fr.	 -
		  Nettoinvestitionen Finanzvermögen 	 Fr.	 -

	 Die Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass das Budget der Politischen Gemeinde Urdorf 
	 finanzrechtlich zulässig, rechnerisch richtig und finanziell angemessen ist. Die finanzpolitische  
	 Prüfung des Budgets gibt zu keinen Bemerkungen Anlass. Die Regelungen zum Haushaltsgleich- 
	 gewicht sind eingehalten.

	 Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, das Budget 2027 der  
	 Politischen Gemeinde Urdorf entsprechend dem Antrag des Gemeinderates zu genehmigen.

2. 	Antrag zum Steuerfuss

	 Einfacher Gemeindesteuerertrag (100 %)	 Fr.	 31’800’000.00 
	 Steuerfuss			   115 %

	 Erfolgsrechnung	 Zu deckender Aufwandüberschuss	 Fr. 	 36’856’400.00
		  Steuerertrag bei 115 %	 Fr. 	 36’570’000.00 
		  Aufwandüberschuss	 Fr. 	 286’400.00 

	 Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss belastet.

	 Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss für das  
	 Jahr 2027 auf 115 % (Vorjahr 115 %) des einfachen Gemeindesteuerertrags festzusetzen.

Urdorf, 25. September 2026

Rechnungsprüfungskommission Urdorf

Präsident	 Aktuar 

Emanuele Agustoni	 Marco Menger
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2	 Privater Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» 
	 Die Vorlage in Kürze

Östlich des Zentrums der Gemeinde Urdorf liegt 
die Wohnüberbauung «Fadmatt Nord» (Parzelle 
Kat.-Nr. 5291). Die Eigentümerin Swiss Life AG re-
alisierte in den Jahren 1982, 1985 und 1987 in drei 
Etappen insgesamt 143 Wohnungen sowie eine 
Arztpraxis. Die Fassaden aus rot/orangen Faserze-
ment-Schindeln und die Freiräume sind charakteri-
stisch für die Siedlung. Die Siedlung wird vom öf-
fentlichen «Pulveriweg» durchquert (Dienstbarkeit 
z.G. Gemeinde). Die Gebäude weisen aufgrund 
ihrer fortgeschrittenen Lebensdauer Sanierungs-
bedarf auf. Die Grundeigentümerin hat sich für eine 
qualitätsvolle Sanierung im Bestand mit gezielten 
Aufstockungen und Neubauten entschieden. Dabei 
liegt der Fokus darauf, die Verdichtung harmonisch 
in die bestehende Struktur zu integrieren, sodass 
attraktive Freiräume und der grüne Charakter der 
Umgebung weitestgehend erhalten bleiben kön-
nen. Im Sinne der umfassenden Nachhaltigkeit 
unter Berücksichtigung sozialer und ökologischer 
Aspekte hat sich die Grundeigentümerin entschie-
den, die Wohnsiedlung in sozial verträglichen Etap-
pen und in bewohntem Zustand zu sanieren und 
zu verdichten. Zudem sollen neu ein Doppelkinder-

garten (Ersatz für Kindergarten Krummacker I & II) 
und eine zweite öffentliche Durchwegung in der 
Siedlung realisiert werden. Der auszugleichende 
Mehrwert wird in Form von Wohnraum zu Kosten-
miete abgegolten. Die Grundeigentümerin erhöht 
zudem von sich aus den Anteil des Wohnraums zu 
Kostenmiete auf 10 %. Das heutige Projekt wurde 
im Rahmen eines Studienauftrages als Sieger- und 
Richtprojekt juriert und gestützt auf die Bedürfnisse 
der Siedlung und des Umfeldes, wo möglich und 
sinnvoll, weiterentwickelt. Für die Realisierung be-
nötigt es einen privaten Gestaltungsplan. Dieser 
sichert den langfristigen Erhalt der Siedlung, eine 
sozialverträgliche Erneuerung ohne Leerkündi-
gungen und ein sorgfältig, in einem mehrjährigen 
Planungsprozess, erarbeitetes Projekt. Der vorlie-
gende Gestaltungsplan wurde vom Gemeinderat 
geprüft und wird zur Abstimmung beantragt.

Der Gemeinderat Urdorf begrüsst die geplante 
qualitätsvolle Entwicklung des Gebiets «Fadmatt 
Nord» und erachtet die Vorlage des privaten Ge-
staltungsplanes als sorgfältig ausgearbeitet und 
bewilligungsfähig.

Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. November 2026, den privaten Gestal-
tungsplan «Fadmatt Nord» festzusetzen und ihn zu ermächtigen, Abänderungen an der Gestaltungsplan-
vorlage in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Entscheiden im Rechtsmit-
telverfahren oder als formelle Änderungen im Genehmigungsverfahren des Gestaltungsplanes oder der 
Bau- und Zonenordnung als notwendig erweisen. Solche Beschlüsse sind öffentlich bekannt zu machen.

Urdorf, 31. August 2026

Gemeinderat Urdorf

Gemeindepräsidentin	 Gemeindeschreiber

Filiz Di Liberto	 Patrick Müller
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Der Gestaltungsplan basiert auf einer Entwicklungsstrategie, einer Machbarkeitsstudie und einem ein-
stufigen Studienauftrag auf Einladung (2024). Fünf Planungsteams bestehend aus den Disziplinen Archi-
tektur, Landschaftsarchitektur plus teilweise Soziologie, nahmen teil. Die Beurteilung der eingereichten 
Projektvorschläge erfolgte durch ein interdisziplinäres Beurteilungsgremium bestehend aus mehreren 
Fachpersonen, Vertretungen der Grundeigentümerin sowie der Gemeinde Urdorf. Der Projektvorschlag 
von Hildebrand Studios AG mit BÖE studio, ITER und Zimraum wurde einstimmig zur Weiterbearbeitung 
empfohlen. In einer Überarbeitungsphase wurde das Siegerprojekt zum Richtprojekt als Grundlage für 
den vorliegenden Gestaltungsplan weiterbearbeitet. Die Unterlagen des Richtprojektes geben Auskunft 
über Aspekte wie Gebäudegestaltung, Wohnungsmix und -anzahl, Umsetzungsetappen, Infrastruktur, 
Aussenräume usw. Der gesamte Entwicklungsprozess wurde von der Firma s2r.gmbh begleitet, welche 
auf Transformationsprozesse im Raum spezialisiert ist. s2r.gmbh begleitet Planungsprozesse, Neubau-, 
Sanierungs- und Zwischennutzungsprojekte auf kommunikativer und partizipativer Ebene und achtet auf 
die Bedürfnisse aus dem Ort und dem Umfeld. 

Allgemeines zum Gestaltungsplan:

Der Gestaltungsplan nach zürcherischem Recht ist ein Instrument der kommunalen Nutzungsplanung. 
Er ist vergleichbar mit einer Bau- und Zonenordnung, ist aber ausgerichtet auf ein konkretes Projekt. Zu 
unterscheiden sind private und öffentliche Gestaltungspläne. Private Gestaltungspläne mit öffentlich-
rechtlicher Wirkung können jederzeit von privaten Grundeigentümerschaften aufgestellt werden.

Abb.1: Situation mit Geltungsbereich (blau) (aus Erläuterungsbericht, Seite 9)

Ausgangslage:

Der Geltungsbereich des vorliegenden privaten Gestaltungsplans «Fadmatt Nord» (nachfolgend  
Gestaltungsplan) umfasst das Grundstück Kat.-Nr. 5291 im Eigentum der Swiss Life AG mit einer  
Gesamtfläche von 35’019 m2.

2	 Privater Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» 
	 Die Vorlage im Detail
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Mit Gestaltungsplänen werden gemäss § 83 ff. Planungs- und Baugesetz des Kantons Zürich (PBG) für 
bestimmt umgrenzte Gebiete Zahl, Lage, äussere Abmessungen sowie die Nutzweise und Zweckbe-
stimmung der Bauten bindend festgelegt. Dabei darf von den Bestimmungen über die Regelbauweise 
und von den kantonalen Mindestabständen abgewichen werden. Der Gestaltungsplan hat auch die Er-
schliessung sowie die gemeinschaftlichen Ausstattungen und Ausrüstungen zu ordnen, soweit sie nicht 
schon durch einen Quartierplan geregelt sind. Er kann Festlegungen über die weitere Umgebungsge-
staltung enthalten. Für das konkrete Bauprojekt ist ein angemessener Handlungsspielraum zu belassen.

Der Gestaltungsplan berücksichtigt die Begrifflichkeiten und Regelungen gemäss Planungs- und Bauge-
setz (PBG, Fassung ab 1. März 2017) und der von der Gemeindeversammlung am 17. Juni 2026 festge-
setzten Bau- und Zonenordnung (BZO). Er wird – sofern nötig – auf die von der Baudirektion genehmigte 
Fassung der Bau- und Zonenordnung angepasst werden. Mit einer Genehmigung respektive Rechtskraft 
der neuen Bau- und Zonenordnung wird gegen Ende 2026 respektive Anfang 2027 gerechnet.

Gemäss § 86 PBG bedürfen private Gestaltungspläne, die Abweichungen betreffend einer Arealüber-
bauung oder der Regelbauweise enthalten, der Zustimmung des für den Erlass der Bau- und Zonen-
ordnung zuständigen Organs. Gemäss Urdorfer Gemeindeordnung ist das die Gemeindeversammlung. 
Genehmigt werden Gestaltungspläne auf Gesuch hin von der kantonalen Baudirektion.

Wesentlicher Inhalt des vorliegenden Gestaltungsplanes:

Der Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» schafft im Sinne der § 83 ff. PBG die planungs- und baurechtliche 
Voraussetzung für eine qualitativ hochwertige und sozialverträgliche Nachverdichtung der bestehenden 
Siedlung, gestützt auf das Richtprojekt. Gesamthaft überzeugt die Siedlungsumgebung durch eine na-
turnahe Gestaltung, in der Biodiversität und ökologisch wertvolle Bepflanzung mit gleichzeitig vielfältigen 
Nutzungsmöglichkeiten der Bewohnerschaft eine hohe Priorität haben. 

Der Gestaltungsplan bezweckt insbesondere die Erreichung der folgenden Zielsetzungen:

n	 Schaffen der Grundlage für den Erhalt und die Nachverdichtung der bestehenden, altrechtlichen  
	 Arealüberbauung.

n	 Sichern vorgängig ermittelter städtebaulicher und freiräumlicher Qualitäten zwecks Erstellung einer  
	 Wohnsiedlung, die sich durch eine besonders gute Gestaltung und Einordnung in den bestehenden 
	 Kontext auszeichnet. 

n	 Ermöglichen einer sozialverträglichen Etappierung mittels umfassendem Bestandserhalt.

n	 Erfüllen der regionalen und kommunalen Entwicklungsziele unter Berücksichtigung der überge- 
	 ordneten Planungsvorgaben.

n	 Sichern von zwei öffentlichen Durchwegungen.

n	 Schaffen der Voraussetzung für die Realisierung eines Doppelkindergartens (als Ersatz für den Stand- 
	 ort «Krummacker»).

n	 Sicherstellen einer zweckmässigen und zukunftsorientierten Erschliessung und Mobilität.

n	 Sichern von vielfältig nutzbaren Freiräumen mit hoher Aufenthaltsqualität und differenzierter Nutzungs- 
	 zuweisung mit Spiel- und Ruhebereichen für die Siedlungsgemeinschaft.

n	 Sichern eines hohen Standards in Bezug auf Ökologie, Biodiversität und Lokalklima.

n	 Sichern eines hohen Standards hinsichtlich umfassender Nachhaltigkeitsthemen.
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Die Bestandsbauten werden mehrheitlich um ein bis zwei Geschosse aufgestockt. Die Neubauten sind 
in der Höhe gestaffelt und drei- bis fünfgeschossig ausgeführt. Heute bestehen 143 Wohnungen, künftig 
werden es total 312 Wohnungen sein. Der Gestaltungsplan sichert die notwendigen Baubereiche, legt 
die Grundmasse (Abstände, Höhen, Grundflächen) fest und macht Aussagen zur Bauweise (beispiels-
weise Erscheinungsbild, architektonischer Ausdruck, Gestaltung). Es sind Grundsätze zum Freiraum 
definiert und es werden gemeinschaftliche Aufenthalts- und Spielbereiche sowie Begrünungs- und Be-
pflanzungsgrundsätze festgelegt. Weiter macht er Aussagen zur Erschliessung und Parkierung, konkret 
zu Wegverbindungen, Zu- und Wegfahrten sowie zu Abstellflächen für Autos, Motorräder und Velos. Der 
Gestaltungsplan legt eine Umsetzung in Etappen fest. Zwecks sozialverträglicher Nachverdichtung hat 
die Grundeigentümerin entschieden, die Wohnsiedlung in Etappen und in bewohntem Zustand zu sanie-
ren und zu verdichten.

Der Erläuterungsbericht sowie das Richtprojekt geben nähere Auskunft über die Inhalte der Siedlungs-
verdichtung und die freiräumliche Gliederung.

Mehrwertabgabe mittels städtebaulichen Vertrags:

Entstehen bei planungsbedingten Vorteilen sogenannte Mehrwerte für die Grundeigentümerschaft, wird 
eine kommunale Mehrwertabgabe fällig. Die Urdorfer Gemeindeversammlung hatte am 19. Juni 2024 
eine kommunale Mehrwertabgabe von 20 % festgesetzt. Der Gemeinderat Urdorf möchte die Mehrwert-
abgabe bei grösseren Gebieten mittels städtebaulicher Verträge ausgleichen. Dabei können die betrof-
fenen Grundeigentümerschaften gemeinsam mit der Gemeinde zweckdienliche Sachleistungen am Ort 
der Entwicklung und gestützt auf lokale Bedürfnisse anstelle einer monetären Abgabe definieren.

Die Entwicklung der Siedlung «Fadmatt Nord» über den privaten Gestaltungsplan führt gegenüber der 
Regelbauweise zu einem Planungsmehrwert. Die Mehrwertabgabe von rund Fr. 1,56 Mio. wird mittels 
städtebaulichen Vertrags zwischen der Gemeinde Urdorf und der Grundeigentümerin Swiss Life AG ge-
regelt. Die Wüest Partner AG ermittelte dafür den Mehrwert aufgrund der Gestaltungsplanunterlagen 

 T
R
A
K
T
A
N
D
U
M
 2
 I
M
 D
E
T
A
I
L

Abb. 2: 3D-Darstellung mit Bestandsbauten (weiss), Aufstockungen (dunkelgrün) und Neubauten (hellgrün) 
(aus Erläuterungsbericht, Seite 23)
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Lund ihren errechneten Bewertungen vom 28. November 2025 respektive mit der Aktualisierung vom 

3. August 2026. Aufgrund von Anliegen aus der öffentlichen Mitwirkung wurden bei östlichen Bauten ein 
Vollgeschoss und damit die Volumina und die Ausnützungsziffer reduziert. Daraus ergibt sich ein redu-
zierter Mehrwert und folglich ein reduzierter zu leistender Mehrwertausgleich. Der städtebauliche Vertrag 
ist Bestandteil der öffentlichen Vorlage zur Gemeindeversammlung und integraler Bestandteil des vorlie-
genden Antrages an die Gemeindeversammlung.

Die Sachleistungen erfolgen über einen Wert von rund Fr. 1.56 Mio. In den zu erbringenden Sach- 
leistungen sind enthalten:

n	 Erstellung, Betrieb und Instandhaltung einer zusätzlichen, neuen öffentlichen Durchwegung der  
	 Parzelle zwischen Etappe II und Baubereich D. Sie wird mittels Dienstbarkeit im Grundbuch dauerhaft  
	 gesichert.

n	 Erstellung der notwendigen Räumlichkeiten (Innen und Aussen) und Infrastrukturen inklusive der Aus- 
	 stattung des Doppelkindergartens sowie Vermietung zu Kostenmiete.

n	 Vermietung eines Anteils von Wohnraum zu Kostenmiete nach dem «Stadtzürcher Modell». Die  
	 Grundeigentümerin darf den Wohnraum zu Kostenmiete im Bestand und auf Basis bereits bestehen-	 
	 der Mietverhältnisse realisieren. Die Eigentümerin verpflichtet sich, auf freiwilliger Basis den regulären  
	 Anteil (0,9 % mit rund 250 m2) deutlich zu erhöhen und 10 % (2’784 m2) der vermietbaren Fläche  
	 dauerhaft zu Kostenmiete zu vermieten.

n	 Zertifizierungskosten «SNBS-Hochbau» (umfassende Betrachtung zu Nachhaltigkeit).

Daraus resultiert eine höhere Mehrwertabgabe in Form von geldwerten Sachleistungen, als dies notwen-
dig wäre. Die Pflicht zur Mehrwertabgabe ist somit vollumfänglich und sogar deutlich über das Notwen-
dige hinaus erfüllt. Der unterzeichnete städtebauliche Vertrag vom 31. August 2026 liegt der Gestaltungs-
plan-Vorlage bei und ist integraler Bestandteil. Darin sind die angerechneten Kosten tabellarisch und im 
Detail aufgeführt.

Öffentliche Auflage, Anhörung und Vorprüfung:

Der Gemeinderat Urdorf verabschiedete an seiner Sitzung vom 9. Februar 2026 die Vorlage des privaten 
Gestaltungsplans «Fadmatt Nord» zur öffentlichen Auflage, Anhörung und kantonalen Vorprüfung. Folg-
lich lag der Entwurf vom 12. Februar bis 13. April 2026 öffentlich auf. Während der 60 Tage dauernden 
Frist war jedermann berechtigt, sich zu den Planinhalten zu äussern und Einwendungen an den Gemein-
derat zu richten. Parallel zur öffentlichen Auflage wurden die Unterlagen der Zürcher Baudirektion zur 
Vorprüfung zugestellt. Die nach- und nebengeordneten Planungsträger (Nachbarstädte und -gemeinden) 
haben auf eine Stellungnahme verzichtet. Der Vorstand der Zürcher Planungsgruppe Limmattal (ZPL) 
hat das Geschäft an seiner Sitzung vom 25. März 2026 behandelt. Die ZPL prüfte die Vorlage unter dem 
Blickwinkel der regionalen Sichtweise, insbesondere der Kompatibilität mit der anzustrebenden räum-
lichen Entwicklung der Region gemäss regionalem Raumordnungskonzept und regionalem Richtplan. 
Aus regionaler Sicht konnten keine massgebenden Differenzen mit den Zielen und Festlegungen auf re-
gionaler Stufe festgestellt werden, weshalb die ZPL auf die Einreichung einer Stellungnahme verzichtete.

Die im Rahmen der öffentlichen Auflage eingegangenen Einwendungen und Anträge wurden sorgfältig 
geprüft, diskutiert und beurteilt. Es gab viele Direktgespräche mit beteiligten Personen, um die Bedürf-
nisse zu klären. Viele der Einwendungen wurden berücksichtigt, einige davon sind substanzieller Art. 
Der Umgang mit den Einwendungen und Anträgen wird im Erläuterungsbericht (Kapitel 7.4 öffentliche 
Auflage) in gekürzter und anonymisierter Form wiedergegeben.

Wesentliche Anpassungen des Richtprojektes und des Gestaltungsplanes aufgrund der öffentlichen  
Mitwirkung beinhalten: 

n	 Der Anteil des Wohnraums in Kostenmiete wird von ursprünglich rund 5 % auf 10 % der vermietbaren  
	 Fläche erhöht, was neu 2’784 m2 entspricht. Die eigentliche Pflicht, aufgrund des weggelassenen  
	 Geschossanteils, liegt bei 0.9 %. Die Grundeigentümerin erhöht den Anteil freiwillig auf 10 %.
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n	 Die zweite öffentliche Durchwegung wird nicht durch einen Wohnhof, sondern zwischen Etappe II und 
	 Baubereich D geführt und dient dem Fussverkehr (siehe Erläuterungsbericht Seite 24, Abbildung 16). 

n	 Der nördliche Anschluss des Pulveriwegs an den Heidenkellerweg wird mit einem zusätzlichen  
	 Abzweiger nach oben (Osten) versehen, um den Anschluss für Velofahrende zu verbessern. 

n	 Die Geschossigkeit im Baubereich E und die Aufstockungen entlang der Gleise werden um jeweils  
	 1 Vollgeschoss reduziert. Damit einhergehend reduzieren sich das Mass der Ausnützung und die  
	 Anzahl Wohnungen sowie die Bandbreite der Abstellplätze.

n	 Art. 12 Abs. 1 zu Abgrabungen und Aufschüttungen wurde in Anlehnung an die Formulierung der BZO 
	 präzisiert. 

n	 Der zu erbringende Anteil Abstellplätze für Motorräder und Motorfahrräder ist unterirdisch anzu- 
	 ordnen. 

n	 Das Lärmgutachten wurde präzisiert und entsprechende Erläuterungen zum Thema im Bericht nach 
	 Art. 47 Raumplanungsverordnung (RPV) aufgenommen. 

Im Rahmen der Vorprüfung nahm die Baudirektion mit Schreiben vom 10. Juli 2026 grundsätzlich zustim-
mend Stellung, wobei einzelne Formulierungs- und Präzisierungsempfehlungen für den Gestaltungsplan 
unterbreitet wurden. Diese werden im Erläuterungsbericht (Kapitel 7.2 kantonale Vorprüfung) wiederge-
geben:

n	 In den Vorschriften ist festgehalten, welche Gesetzesfassung des PBG, der Allgemeinen Bauver- 
	 ordnung des Kantons Zürich (ABV) und der Besonderen Bauverordnung ll des Kantons Zürich (BBV II)  
	 zur Anwendung kommt. 

n	 Die Verbindlichkeit des Richtprojekts ist mit den Vorschriften präzisiert. 

n	 Versickerungsanlagen werden in der Bestimmung von unterirdischen Bauten und Anlagen nicht mehr 
	 explizit erwähnt. 

n	 Das Richtprojekt und der erläuternde Bericht weisen die an die Grünflächenziffer anrechenbaren und 
	 die für den Versiegelungsgrad relevanten Flächen nachvollziehbar aus. 

n	 Ein Mindestanteil unversiegelter Flächen in den Wohnhöfen wird gesichert. 

n	 Die Anforderungen an die ökologischen und mikroklimatischen Verhältnisse im Freiraum werden  
	 klarer formuliert. 

n	 Der Status der Beilage d) (Verkehrsgutachten - vorher Mobilitätskonzept) wird geklärt.

n	 Die Grundlagen und Formulierungen zum Lärmschutz sind auf die per 1. April 2026 in Kraft getretenen 
	 revidierten Fassungen des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG) und der Lärmschutzver-		
	 ordnung (LSV) aktualisiert. Das Lärmgutachten ist mit detaillierten Aussagen zur Berechnungsgrund-	
	 lage und den angenommenen Verkehrszahlen ergänzt.

n	 In den Vorschriften ist eine Festlegung ergänzt, damit die Immissionsgrenzwerte hinsichtlich des 
	 Strassenlärms bei den Fenstern von lärmempfindlichen Räumen entlang der Weihermattstrasse  
	 eingehalten werden. 

Nach der erfolgten Überarbeitung des Gestaltungsplanes kann dieser der Gemeindeversammlung zur 
Beschlussfassung unterbreitet werden. Bei einer Zustimmung zum privaten Gestaltungsplan kann die 
Siedlung «Fadmatt Nord» zeitnah weiterentwickelt werden. Eine Realisierung in drei Etappen ist ab Ende 
2028/Anfang 2029 vorgesehen.
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Abschied der Rechnungsprüfungskommission

1.	 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. November 2026, den privaten  
	 Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» festzusetzen und ihn zu ermächtigen, Abänderungen an der Gestal-
	 tungsplanvorlage in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich als Folge von Entscheiden im  
	 Rechtsmittelverfahren oder als formelle Änderungen im Genehmigungsverfahren als notwendig  
	 erweisen.

	 Die Rechnungsprüfungskommission hat den Antrag geprüft und unterstützt, dass die Mehrwert-
	 abgabe über einen städtebaulichen Vertrag geleistet wird.

2.	 Die Rechnungsprüfungskommission empfiehlt der Gemeindeversammlung, die Vorlage zu ge- 
	 nehmigen.

Urdorf, 25. September 2026

Rechnungsprüfungskommission Urdorf

Präsident	 Aktuar 

Emanuele Agustoni	 Marco Menger
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LWürdigung des Gemeinderates:

Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass mit dem vorliegenden privaten Gestaltungsplan «Fadmatt Nord» 
eine sorgfältige und zweckmässige planungsrechtliche Grundlage für eine qualitativ hochstehende Über-
bauungslösung für das Gebiet «Fadmatt» vorliegt. Er betont den Vorbildcharakter des Prozesses der 
Grundeigentümerin, insbesondere, dass sie substanziell auf Einwendungen und Anliegen aus der öffent-
lichen Mitwirkung eingegangen ist. Zudem hat sie die Bedürfnisse aus der Siedlung, der darin wohnhaften 
Menschen sowie des Umfeldes von Anfang an miteinbezogen. Die vielen unterschiedlichen Gespräche, 
die Informations- und Dialogveranstaltungen in der Projektwohnung, das regelmässige Informationsblatt 
sowie die Webseite standen für Transparenz und, dass die Bedürfnisse der Siedlung und des Umfeldes 
gehört werden und wichtig sind. 

Die Entwicklung des Perimeters «Fadmatt Nord» erhöht die Attraktivität der Gemeinde und schafft quali-
tativ wertvollen, bezahlbaren und zusätzlichen Wohnraum an sehr guter Lage. Zudem bietet er raumeffi-
ziente Erschliessungs- und Parkierungslösungen. Der Freiraum erfährt eine sehr hohe Qualität, zeichnet 
sich aus durch vielfältige Räume und Materialien und schafft mehrere Begegnungs- und Aufenthaltsorte 
für unterschiedliche Bedürfnisse. Verschiedene öffentliche Interessen, am Beispiel des Doppelkindergar-
tens, zweier öffentlicher Durchwegungen, qualitätsvoller Begrünung, Retention des Regenwassers und 
eines erhöhten Anteils an Wohnungen in Kostenmiete, sind berücksichtigt.
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3	 Einzelinitiative «Verbot von lärmendem Feuerwerk»
	 Die Vorlage in Kürze

Die eingereichte Einzelinitiative «Verbot von lär-
mendem Feuerwerk» verlangt eine Änderung 
von Art. 12 der Polizeiverordnung der Gemeinde  
Urdorf. Das Abbrennen von lärmverursachendem 
Feuerwerk soll ganzjährig verboten werden – auch 
am 1. August und in der Nacht von Silvester auf 
Neujahr. Für besondere Veranstaltungen soll der 
Gemeinderat Ausnahmebewilligungen erteilen 
können.

Der Gemeinderat hat die Einzelinitiative in Form 
eines ausgearbeiteten Entwurfs mit Beschluss 
vom 22. Juni 2026 für gültig erklärt. Die Änderung 
der Polizeiverordnung fällt in die Zuständigkeit der 
Gemeindeversammlung. Die Einzelinitiative wird 

deshalb den Stimmberechtigten an der Gemeinde-
versammlung zur Beschlussfassung unterbreitet.

Gemäss der geltenden Polizeiverordnung der  
Gemeinde Urdorf ist das Abbrennen von lärmver-
ursachendem Feuerwerk am 1.  August sowie in 
der Nacht von Silvester auf Neujahr gestattet. Für 
besondere Veranstaltungen kann eine Bewilligung 
erteilt werden.

Der Gemeinderat empfiehlt, die Einzelinitiative  
anzunehmen. 

Die Initianten empfehlen, der Einzelinitiative zuzu-
stimmen.
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Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 25. November 2026, die Einzelinitiative 
«Verbot von lärmendem Feuerwerk» aufgrund der Erwägungen zu genehmigen.

Urdorf,  31. August 2026

Gemeinderat Urdorf

Gemeindepräsidentin	 Gemeindeschreiber

Filiz Di Liberto	 Patrick Müller
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L3	 Einzelinitiative «Verbot von lärmendem Feuerwerk»

	 Die Vorlage im Detail

Ausgangslage:

Frau Heidi Menzi, Urdorf, reichte dem Gemeinderat am 7. Mai 2026 eine von insgesamt 79 stimmbe-
rechtigen Personen unterzeichnete Einzelinitiative mit dem Titel «Verbot von lärmendem Feuerwerk» zur 
Änderung der Polizeiverordnung der Gemeinde Urdorf ein. Die Einzelinitiative hat folgendes Begehren:

Initiativtext:

«Art. 12 der Polizeiverordnung der Gemeinde Urdorf sei wie folgt zu ändern:

Art. 12 Feuerwerk
Das Abbrennen von lärmverursachendem Feuerwerk ist ganzjährig verboten – auch am 1. August und 
auch in der Nacht von Silvester auf Neujahr.

Für besondere Veranstaltungen kann durch den Gemeinderat eine Ausnahmebewilligung erteilt werden. 
Personen, Tiere und Sachen dürfen dabei nicht gefährdet werden.»

Begründung:

Empfindliche, speziell auch kranke Menschen, Kleinkinder, Wild-, Nutz- und Haustiere leiden unter dem 
sehr lauten und repetitiven Böllern, Knaller- und Feuerwerkslärm und können gesundheitliche Schäden 
erleiden. Zudem besteht eine akute Verletzungsgefahr. 

Neben der Lärmemission verschmutzt Feuerwerk die Luft durch Feinstaub, Einträge in Wasser und Bö-
den durch eine Reihe von gesundheitsschädigenden Substanzen. Der Abfall bleibt meist liegen und 
muss aufwändig entsorgt werden oder belastet Kulturen, Böden und Gewässer weiterhin. 

Die Nachtruhe und die Befindlichkeit von Mensch und Tier werden bei den jetzigen Verhältnissen über 
viele Tage hin gestört, weil bereits Wochen vor bis Wochen nach den erlaubten Zeiten lautes Feuerwerk 
bei Tag und Nacht willkürlich gezündet wird. Es ist offensichtlich, dass die Exzesse in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen haben. Viele Städte und Gemeinden haben bereits reagiert und entsprechende 
Verbote erlassen. Wir fordern daher, dass Mensch, Tier und Umwelt nachhaltig und zeitgemäss ge-
schützt werden durch die Einschränkung von lärmendem Feuerwerk. 

Nichtlärmendes Feuerwerk soll wie bisher erlaubt bleiben.

Formelle und materielle Beurteilung der Initiative:

Der Gemeinderat hat die vorliegende Einzelinitiative an seiner Sitzung vom 22. Juni 2026 für gültig er-
klärt. Die Gültigkeitserklärung wurde am 30. Juni 2026 amtlich publiziert. Es ist kein Stimmrechtsrekurs 
eingegangen. Sie ist in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs formuliert und fällt in die Zuständigkeit der 
Gemeindeversammlung.

In materieller Hinsicht ist zu prüfen, ob das mit der Einzelinitiative verfolgte Anliegen inhaltlich rechtmäs-
sig und mit den übergeordneten Vorgaben konform ist. Kantone und Gemeinden verfügen bereits heute 
über die rechtlichen Möglichkeiten, die Verwendung von Feuerwerk einzuschränken. Das Abbrennen von 
Feuerwerk ist in Art. 12 der Polizeiverordnung geregelt. Die Einzelinitiative ist materiell gültig.
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Inhaltliche Beurteilung der Initiative aus Sicht des Gemeinderates:

Die geltende Polizeiverordnung der Gemeinde Urdorf regelt das Abbrennen von Feuerwerk in Art. 12 wie 
folgt:

Art. 12 Feuerwerk
«Das Abbrennen von lärmverursachendem Feuerwerk ist nur am 1. August und in der Nacht von Silves-
ter auf Neujahr gestattet. Personen, Tiere und Sachen dürfen dabei nicht gefährdet werden.

Für besondere Veranstaltungen kann eine Bewilligung erteilt werden.»

Die Polizeiverordnung der Gemeinde Urdorf beschränkt das Abbrennen von lärmverursachendem  
Feuerwerk bereits heute auf den 1. August sowie die Nacht von Silvester auf Neujahr. Damit wird dem 
Schutz der Bevölkerung vor übermässigen Lärmimmissionen grundsätzlich Rechnung getragen. Gerade 
an diesen beiden Anlässen wird jedoch erfahrungsgemäss besonders viel Feuerwerk abgebrannt und 
entsprechend eine erhöhte Lärm- und Umweltbelastung verursacht.

Der Gemeinderat anerkennt, dass das Abfeuern von Feuerwerkskörpern am 1. August und an Silvester 
in der Schweiz eine langjährige Tradition hat und ein Verbot von lärmverursachendem Feuerwerk an 
diesen beiden Tagen ein Eingriff in die Freiheit der Bevölkerung bedeuten kann. 

Dennoch kann das Abbrennen von lärmverursachendem Feuerwerk für Menschen und Tiere eine er-
hebliche Belastung darstellen. Insbesondere unvermittelt auftretende Knallgeräusche können bei Haus-, 
Nutz- und Wildtieren Stress- und Fluchtreaktionen auslösen. Neben den Lärmimmissionen führt Feuer-
werk zudem zu Abfällen und einer kurzfristig erhöhten Belastung der Luft mit Feinstaub.

Mit einem ganzjährigen Verbot von lärmverursachendem Feuerwerk kann diesen Belastungen entge-
gengewirkt werden. Gleichzeitig bleibt mit der im Initiativtext vorgesehenen Möglichkeit einer Ausnah-
mebewilligung für besondere Veranstaltungen ein angemessener Handlungsspielraum bestehen. Damit 
können besondere Anlässe weiterhin individuell beurteilt und unter Berücksichtigung der jeweiligen Um-
stände bewilligt werden. Die Erteilung einer Ausnahmebewilligung für Feuerwerke durch den Gemeinde-
rat ist mit der aktuellen Polizeiverordnung möglich, wurde bisher jedoch nicht ausgeübt.

Die Thematik wird auch auf nationaler Ebene behandelt. Die Volksinitiative «Für eine Einschränkung von 
Feuerwerk» kommt am 29. November 2026 zur Abstimmung. Die Initiative verlangt ein Verbot des Ver-
kaufs und der Verwendung von lärmerzeugenden Feuerwerkskörpern. Für Anlässe von überregionaler 
Bedeutung sollen Ausnahmebewilligungen möglich bleiben. Der Bundesrat lehnt die Initiative ab und ver-
weist unter anderem darauf, dass Kantone und Gemeinden bereits heute über Möglichkeiten verfügen, 
die Verwendung von Feuerwerk einzuschränken. 

Unabhängig vom Ausgang der nationalen Abstimmung verfügen die Gemeinden bereits heute über die 
Möglichkeit, die Verwendung von Feuerwerk auf kommunaler Ebene einzuschränken.

Im Bezirk Dietikon haben vier Gemeinden/Stadt ein Verbot von lärmendem Feuerwerk für die Polizeiver-
ordnung aufgenommen:

n	 Dietikon: Interpellation, Beschluss Gemeinderat 4. Juni 2026
n	 Geroldswil: Einzelinitiative, Zustimmung Gemeindeversammlung 15. Juni 2026 
n	 Aesch: Einzelinitiative, Zustimmung Gemeindeversammlung 17. Juni 2026
n	 Weiningen: Einzelinitiative, Zustimmung Gemeindeversammlung 25. Juni 2026 

Der Gemeinderat erachtet die mit der Einzelinitiative vorgeschlagene Regelung unter Abwägung der 
verschiedenen Interessen als angemessen. Das öffentliche Interesse an der Reduktion von Lärmim-
missionen sowie am Schutz von Menschen, Tieren und Umwelt wird höher gewichtet als das Interesse 
am privaten Abbrennen von lärmverursachendem Feuerwerk am 1. August und in der Nacht von Silve-
ster auf Neujahr. Die vorgesehene Ausnahmemöglichkeit für besondere Veranstaltungen gewährleistet 
gleichzeitig die notwendige Flexibilität.
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LWeiteres Vorgehen:

Die Einzelinitiative «Verbot von lärmendem Feuerwerk» wird den Stimmberechtigten anlässlich der Ge-
meindeversammlung vom 25. November 2026 zur Beratung und Abstimmung unterbreitet. 

Stimmen die Stimmberechtigten der Einzelinitiative zu, wird Art. 12 der Polizeiverordnung der Gemeinde 
Urdorf gemäss Initiativtext wie folgt geändert:

«Art. 12 Feuerwerk
Das Abbrennen von lärmverursachendem Feuerwerk ist ganzjährig verboten – auch am 1. August und 
auch in der Nacht von Silvester auf Neujahr.

Für besondere Veranstaltungen kann durch den Gemeinderat eine Ausnahmebewilligung erteilt werden. 
Personen, Tiere und Sachen dürfen dabei nicht gefährdet werden.»

Nach Eintritt der Rechtskraft wird die Änderung der Polizeiverordnung durch den Gemeinderat in Kraft 
gesetzt.

Empfehlung des Gemeinderates:

Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmberechtigten, die Einzelinitiative «Verbot von lärmendem Feuer-
werk» anzunehmen.

Stellungnahme der Initianten:

Die Initianten der Einzelinitiative empfehlen den Stimmberechtigten, der Einzelinitiative «Verbot von  
lärmendem Feuerwerk» zuzustimmen.
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Anfragen

Anfragen von allgemeinem Interesse sind gemäss § 17 des Gemeindegesetzes spätestens zehn Arbeits-
tage vor der Gemeindeversammlung der Gemeindevorsteherschaft schriftlich einzureichen.

Stimmberechtigung

An der Gemeindeversammlung sind alle in Urdorf niedergelassenen Schweizerbürgerinnen und Schwei-
zerbürger, welche das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und in den bürgerlichen Rechten nicht einge-
schränkt sind, stimmberechtigt. Die Niederlassung beginnt mit der Abgabe der Ausweisschriften.

Protokoll

In Gemeindeversammlungen wird Protokoll geführt. Das Verhandlungsprotokoll enthält mindestens die 
Beschlüsse, die Beratungen, die Wahlergebnisse und die Beanstandungen aus dem Verfahren. Erlasse, 
allgemeinverbindliche Beschlüsse und Wahlergebnisse werden veröffentlicht.

Rechtsmittelbelehrung

Die Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte kann innert 5 Tagen schriftlich mit Rekurs in 
Stimmrechtssachen gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz (§ 19 Abs. 1 lit. c i.V.m. § 19b Abs. 2 lit. c  
sowie § 21a und § 22 Abs. 1 VRG) geltend gemacht werden. Der Rekurs in Stimmrechtssachen gegen 
die Verletzung von Verfahrensvorschriften in der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese in der 
Versammlung von einer stimmberechtigen Person gerügt worden ist (§ 21a Abs. 2 VRG). Im Übrigen kann 
gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz (§ 19 Abs. 1 lit. a und d i.V.m. § 19b Abs. 2 lit c sowie § 20 und 
§ 22 Abs. 1 VRG) innert 30 Tagen schriftlich Rekurs erhoben werden (Traktandum 2 ausgeschlossen). 
Die Kosten des Rekursverfahrens hat die unterliegende Partei zu tragen. In Stimmrechtssachen werden 
Verfahrenskosten nur erhoben, wenn das Rechtsmittel offensichtlich aussichtslos ist. Die Rekursschrift 
muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist, soweit möglich, 
beizulegen. Die Rekursschrift ist beim Bezirksrat Dietikon, Bahnhofplatz 10, 8953 Dietikon, einzureichen. 
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www.urdorf.ch:
Ihr Portal rund um Urdorf
Entdecken und besuchen Sie uns im Internet. Herzlich willkommen in Urdorf!

Online-Reservationen  
für Kurse und Raummieten,  

Kontaktformulare uvm.

Aktuelle Informationen an vorderster Front

Sport- und Freizeitanlagen, 
Bibliothek, Ortsmuseum, 

Vereine uvm.

Informationen zu allen  
Lebenslagen, Schulen,  
Bauland, Immobilien 

Finden leicht gemacht: 
Bedienungsfreundliche Suchfunktion

Gemeinderat, Gemeindeversammlung, 
Kommissionen, Verwaltung und Betriebe

Heute und in Zukunft:
Was beschäftigt die Gemeinde

Abonnieren Sie den Newsletter
massgeschneidert auf Ihre Bedürfnisse


